
Wahlordnung 

für die Wahl des Ausländerbeirats 
der Stadt Dortmund 

in der Fassung vom 23.1 2.1 994, 
geändert durch Ratsbeschluß vom 18.03.1 999 

§ 1 
Zusammensetzung des Ausländerbeirats, 

Wahlverfahren und Zuständigkeit 
(1) Der Ausländerbeirat besteht aus 25 Mitgliedern. 
(2) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegen dem Hauptverwaltungsbeamten/der 

Hauptve~laltungsbeamtin (Amt für Statistik und Wahlen). 
(3) ErISie teilt das Wahlgebiet in Stimmbezirke ein. Für jeden Stadtbezirk ist mindestens ein Stimmbezirk zu 

bilden. In Stadtbezirken mit besonders hohem Ausländeranteil können weitere Stimmbezirke eingerichtet 
.J werden. 

§ 2 
Wahlorgane 

Wahlorgane sind 
1. der Hauptverwaltungsbeamteldie Hauptverwaltungsbeamtin als WahlleiterNVahlleiterin, 
2. der Wahlausschuß, 
3. für jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand. 

§ 3 
Wahlausschuß 

(1) Der Wahlausschuß besteht aus dem Wahlleiterlder Wahlleiterin als VorsitzendemNorsitzender und aus 
10 BeisitzernIBeisitzerinnen. 

(2) Zu beratenden Mitgliedern des Wahlausschusses können auch bis zu 5 ausländische Mitglieder vom Rat 
gewählt werden, die der Ausländerbeirat vorschlägt. 

(3) Der Wahlausschuß entscheidet über die Zulassung von Wahlvorschlägen (5  9) bis zum 30. Tag vor der 
Wahl. Ferner stellt er das Wahlergebnis fest (5  14 Abc. 1). 

V 
: (4) Alle - auch die beratenden Mitglieder - des Wahlausschusses haben über die ihnen im Wahlausschuß 

bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Über die Verschwiegenheitspflicht 
sind die Mitglieder vom Wahlleiterlvon der Wahlleiterin zu belehren. 

§ 4 
Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Der Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteherlder Wahlvorsteherin, dem stellvertretenden Wahlvor- 
steherlder stellvertretenden Wahlvorsteherin und drei bis sechs BeisitzernIBeisitzerinnen. Der 
Haupiverwaltungsbeamteldie Hauptverwaltungsbeamtin bestimmt die Anzahl der Beisitzerlinnen und 
bemftdie Mitglieder des Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand können neben Wahlberechtigten auch Bür- 
ger und Bürgerinnen angehören. 

(2) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Wahl- 
vorsteherslder Wahlvorsteherin den Ausschlag. 

(3) Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus. 



§ 5 
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind mit Ausnahme der in 5 6 bezeichneten Personen alle AusländerIAusländerinnen, die 
am Wahltag 
1. 16 Jahre alt sind. 
2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
3. seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Haupt- 

wohnung haben. 
(2) Die Eintragung in das Melderegister gilt regelmäßig als Nachweis des rechtmäßigen Aufenthalts. 

§ 6 
Wahlrechtsausschluß 

Nicht wahlberechtigt sind AusländertAusländerinnen, 
1. die zugleich Deutsche im Sinne von Art. 116Abs. 1 des GG sind, 
2. auf die das Ausländergesetz nach seinem 5 2Abs. 1 keine Anwendung findet (hierzu zählen insbesondere 

diejenigen, die im Staatsdienst ihres Heimatlandes tätig sind einschließlich ihrer Familienmitglieder), 
3. die Asylbewerber/Asylbewerberinnen sind. 

§ 7 
Wählbarkeit 

Wählbar sind alle Wahlberechtigten sowie alle Bürgerinnen und Bürger. 

§ 8 
Wahltag 

(1) Der Wahltag ist ein Sonntag. 
(2) Die Wahlzeit dauert von 8 bis 18 Uhr. 
(3) Der Wahltermin wird -soweit nicht der Rat der Stadt etwas besonderes beschließt - vom Wahlleiterlvon 

der Wahlleiterin festgelegt. Die Festlegung muß spätestens arn 90. Tag vor der Wahl erfolgen und ist in 
den "Dortmunder Bekanntmachungen" -Amtsblatt der Stadt - bekanntzumachen. In Ausnahmefällen 
kann diese Frist bis auf 85 Tage verkürzt werden. 

§ 9 
Wahlvorschläge 

(1) Der WahlleiterlDie Wahlleiterin fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur Einreichung von Wahl- 
vorschlägen durch öffentliche Bekanntmachung auf. Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlbe- 
rechtigten (Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerber) eingereicht werden. 
Jeder Wahlvorschlagsberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. 

(2) Als Wahlbewerber kann jedertjede Wahlberechtigte sowie jeder Bürgertjede Bürgerin benannt werden, 
sofern erlsie seinelihre Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwider~flich. e 

(3) Jeder Listenwahlvorschlag muß von der Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden Gnippe unter- 
zeichnet sein und den Nachweis enthalten, daß die Benennung und Aufstellung der BewerberlBewerbe- 
rinnen nach demokratischen Gmndsätzen erfolgt ist. 

(4) Der Wahlvorschlag muß Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsdatum, den Ge- 
burtsort, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung der Wahlbewerberinldes Wahlbewerbers enthal- 
ten. 

(5) Jeder Wahlvorschlag rnuß als "Listenwahlvorschlag" oder "EinzelbewerberlEinzelbewerberin" gekenn- 
zeichnet und mit einer Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise 
der Name des ersten ~ewerberslder ersten Bewerberin an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 

(6) Der Wahlvorschlag muß von mindestens 1 V. Tausend, höchstens jedoch von 100 Wahlberechtigten un- 
terstützt sein. Unterschriften sind eigenhändig und handschriftlich abzugeben. Jede Wahlberechtigte1 
Jeder Wahlberechtigte darf mit ihrerlseiner Unterschrift nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Mehrfach- 
unterstützungen für verschiedene Wahlvorschläge sind bei allen Wahlvorschlägen ungültig. Die Unter- 
zeichner1Unterzeichnerinnen müssen in Block- oder Maschinenschrift Vor- und Familiennamen, Geburts- 
datum und Anschrift der Hauptwohnung angeben. Wahlvorschläge dürfen nur von Wahlberechtigten un- 
terstützt werden. Die Unterstützung eines Wahlvorschlages durch den wahlberechtigten Wahlbewerberl 
die wahlberechtigte Wahlbewerberin ist zulässig. 






